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Die Zukunft des Vertrags über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen – 
Iran, Nordkorea und die 
Überprüfungskonferenz 2010
Ryoma Sakaeda und Maximilian Nolte
Im Mai 2009 fand das letzte von insgesamt drei Treff en des Vorbereitungskomitees (PrepCom) 
für die nächstjährige Überprüfungskonferenz des Vertrags über die Nichtverbreitung von 
Kernwaff en (NVV) statt . Obwohl auch diesmal keine Empfehlungen für die Verhandlungs-
agenda verabschiedet werden konnten, erscheint es aufgrund der konstruktiven Dialogfüh-
rung während der PrepCom-Gespräche eher unwahrscheinlich, dass der Konferenzverlauf 
wie 2005 von heft igen Auseinandersetzungen gekennzeichnet sein wird. Eine der zentralen 
Herausforderungen für das NVV-Regime besteht weiterhin in der Frage, wie mit den proble-
matischen Aspekten der Nuklearpolitik des Iran bzw. Nordkoreas umzugehen ist. 
Analyse
Der Legitimität des NVV und der Internationalen Atomenergie Organisation (IAEO) wur-
de mit den vermuteten Proliferationsanstrengungen des Iran und Nordkoreas sowie dem 
Vertragsaustritt  Nordkoreas ein schwerer Schlag versetzt. In der für Mai 2010 angesetzten 
NVV-Überprüfungskonferenz sehen sich die Unterzeichnerstaaten der Herausforderung 
gegenüber, den globalen Einﬂ uss des NVV durch Reformbemühungen wieder zu stärken 
und seine Zielsetzung in Hinblick auf die jüngsten Herausforderungen zu unterstreichen. 
Die folgenden drei Themenfelder sind hierbei von besonderem Interesse:
Die Schutzklauseln zur Einhaltung des Gebots der nuklearen Nichtverbreitung bei 
gleichzeitiger Beibehaltung des prinzipiellen Rechts auf zivile Kernenergienutzung 
werden in Hinblick auf den Iran sowie Nordkorea eine Diskussion über striktere 
Überwachungsmaßnahmen auslösen.
Der durch den Vertragsaustritt  2003 weiterhin ambivalente Status Nordkoreas erhöht den 
Gesprächsbedarf über Reformmaßnahmen hinsichtlich der Austritt sklausel im NVV so-
wie über die Sanktionsmaßnahmen im Falle eines „Ausbruchsszenarios“ („Breakout“).
Eine kritische Evaluation der Ziele des NVV im 21. Jahrhundert erscheint durch 
die PrepCom-Gespräche 2009 wieder möglich. Zumindest ist eine Verbindung zu 
ambitionierteren Prinzipien des NVV (z.B. vollständige nukleare Abrüstung) wie-
derhergestellt worden.
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1. Die Zielsetzungen des NVV
Der Vertrag über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen (NVV) wurde 1968 unterschrifts-
reif und trat zwei Jahre später in Kraft. Seither 
sind dem Vertrag insgesamt 190 Staaten bei-
getreten. Seit 1992 (Beitritte Frankreichs und 
der VR China) gehören alle dem Vertragswerk 
nach legitimen Nuklearmächte (alle Staaten, 
die vor dem 1. Januar 1967 eine nukleare 
Erstzündung vorgenommen hatten) dem NVV 
an. Damit überschneidet sich der „offizielle 
Club der Atomwaffenmächte“ mit dem Kreis 
der ständigen Mitglieder im UN-Sicherheitsrat. 
Nordkorea war zwischen 1985 bis 2003 Ver-
tragsteilnehmer und hat als bislang einziger 
Staat seine Mitgliedschaft wieder aufgekün-
digt; die weiteren drei Nicht-Teilnehmer sind die 
Atomwaffenmächte Indien, Israel und Pakistan. 
Aus den elf Artikeln des NVV lassen sich drei 
Hauptprinzipien herauslesen, zu denen sich alle 
Unterzeichnerstaaten verpflichten: 
Nichtverbreitung: Die offiziellen Atomwaffenmäch-
te unterlassen den Transfer von Nuklearwaffen 
und sonstigen zur Produktion von Nuklearwaffen 
nutzbaren Materialien sowie Hilfsleistungen an 
alle weiteren Staaten (Artikel I).1 Umgekehrt ist es 
den Nicht-Atomwaffenmächten untersagt, derar-
tige Transfers zu forcieren oder in Anspruch zu neh-
men oder durch eigene Herstellung ihren Status als 
atomwaffenlose Staaten aufzuheben (Artikel II). 
Vollständige Abrüstung: Die Präambel sowie 
Artikel VI des NVV rufen alle Vertragsparteien 
zur atomaren Abrüstung und zur Beendigung 
des atomaren Wettrüstens auf. 
Friedliche Nutzung der Kernenergie: Artikel IV 
im NVV bestätigt explizit das „unveräußer-
liche Recht“ zur zivilen Kernenergienutzung 
auf Seiten souveräner Staaten. 
Die weiteren Artikel im NVV-Vertragstext 
befassen sich überwiegend mit proze-
duralen Aspekten zur Umsetzung und 
Einhaltung der skizzierten Prinzipien. So legt 
Artikel III fest, dass alle Vertragsparteien 
sich dem Katalog für Schutzklauseln, den 
„Safeguards“ der Internationalen Atomenergie 
1 Allerdings ist eine Zusammenarbeit zwischen den Atom- 




Organisation (IAEO), zu unterwerfen ha-
ben. Das Monitoring der IAEO beinhaltet in-
zwischen Melde- und Kontrollverfahren für 
die zivilen Kernenergieaktivitäten der Unter-
zeichnerstaaten, die sicherstellen sollen, dass 
diese ausschließlich für „friedliche“ Zwecke 
eingesetzt werden. Des Weiteren unterliegt 
die Ausfuhr von spaltbarem Material einem 
Kriterienkatalog und somit grundsätzlich einer 
Überprüfung durch die IAEO. Artikel X räumt 
jedem Vertragsstaat das Recht zum Austritt ein, 
wenn durch außergewöhnliche Umstände ei-
ne Mitgliedschaft im NVV als konträr zu den 
nationalen Interessen erachtet wird. Für einen 
Vertragsaustritt ist eine Meldefrist von drei 
Monaten einzuhalten (vgl. IAEA 1970).
Der Vertragstext zur Nichtverbreitung ver-
eint in sich widersprüchliche Aspekte. Die 
Wirksamkeit des NVV-Regimes im Allgemeinen 
und der IAEO-Safeguards im Besonderen ist 
umstrittener Gegenstand politischer wie aka-
demischer Debatten. Bei einer Analyse der 
Zielsetzung des NVV ist daher zu beach-
ten, dass die Kernprinzipien in einem spezi-
fischen historischen Kontext entstanden sind. 
Während des Zeitraums, in dem erstmalig die 
Formulierung eines internationalen Vertrags 
zur Regulierung nuklearer Proliferation ernst-
haft diskutiert wurde (Anfang bis Mitte der 
1960er Jahre), zogen sowohl die Sowjetunion 
als auch die USA im Rahmen ihrer jeweiligen 
Kernwaffenstrategie die Verbreitung unter 
ihren eigenen Bündnispartnern in Betracht. 
Während die Entscheidungsträger in Moskau 
aufgrund ihres mangelnden Vertrauens ge-
genüber den Staaten des Warschauer Pakts 
und der VR China schnell von dieser Idee 
Abstand nahmen, setzte sich innerhalb der 
NATO die Überzeugung durch, eine zahlen-
mäßige Einschränkung der Atomwaffenmächte 
innerhalb des eigenen Bündnisses müsse nicht 
zwangsläufig Nachteile mit sich bringen. Der 
US-Regierung wurde zugesichert, dass weder 
ihre Stationierungsrechte in Westeuropa noch 
ihre nuklearen Sicherheitsgarantien gegenü-
ber ihren Bündnispartnern von den Klauseln 
des NVV beeinträchtigt würden. Somit ver-
zichteten beide Supermächte auf eine weitaus 
breitere Ausstattung mit Kernwaffen in ihren 
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Bündnisreihen. Artikel I und II brachten letz-
ten Endes eine schon bestehende Praxis zum 
Ausdruck (Dunn 2009: 144-146). 
Das Prinzip vollständiger Abrüstung erscheint 
zunächst deplaziert, denn der NVV wurde ur- 
sprünglich als eine Vereinbarung zur Rüstungs-
kontrolle und zum Rüstungsmanagement konzi-
piert. Bis in die zweite Hälfte der 1980er Jahre hi-
nein war bei beiden Supermächten des Ost-West-
Konflikts ein Trend zur nuklearen Aufrüstung 
zu beobachten gewesen, während der oftmals 
als unaufhaltsam wahrgenommene, zahlenmä-
ßige Anstieg neuer Atomwaffenstaaten aus-
blieb. Abgesehen davon, dass die Mehrheit der 
Staaten die Anforderungen für die Unterhaltung 
eines einsatzfähigen Kernwaffenprogramms le-
diglich unter großen Anstrengungen erfüllen 
könnten, gibt es eine Reihe binnenpolitischer 
Faktoren, die eine rasche atomare Aufrüstung 
beträchtlich behindern oder als ernsthafte 
Option schlichtweg ausschließen. Zudem wir-
ken Sicherheitsgarantien durch die bestehen-
den Atomwaffenmächte für bislang kernwaf-
fenfreie Staaten zu Gunsten eines Verzichts. 
Es gibt viele Gründe unabhängig vom NVV, 
die zu einer Einschränkung der nuklearen 
Aufrüstung beitragen. Dennoch ist die prin-
zipielle Verpflichtung zur vollständigen Ab-
rüstung als immanenter Bestandteil des NVV 
zu betrachten. Ohne sein universelles Gebot 
zur künftigen Abschaffung atomarer Rüstung 
hätte der NVV keine Existenzberechtigung und 
seine Verlängerung auf unbefristete Zeit im Jahr 
1995 wäre wohl kaum erfolgt. Schließlich legt 
der NVV für eine kleine Minderheit unter den 
Vertragsparteien den Status eines „rechtmä-
ßigen Kernwaffenstaates“ fest. Der erforderliche 
Konsens für die vertragliche Legitimierung einer 
derartigen Asymmetrie war nur in Verbindung 
mit dem Prinzip zur vollständigen nuklearen 
Abrüstung möglich. Zudem ist Artikel VI seit 
der Überprüfungskonferenz von 1995 eng 
mit dem weiterhin unvollständig ratifizierten 
Kernwaffenteststopp-Vertrag (Comprehensive 
Nuclear-Test-Ban Treaty) verbunden.
Die Kontrollmechanismen der IAEO in 
Bezug auf zivile Kernenergieprogramme gel-
ten bei Kritikern als besonders durchlässig. Es 
wird wiederholt darauf hingewiesen, dass der 
NVV sogar dazu ausgenutzt werden könnte, 
 Der ursprüngliche NVV war auf 25 Jahre befristet.       
als Deckmantel für Aktivitäten zur Produktion 
von atomaren Waffenarsenalen zu fungieren. 
Die Kontrollmöglichkeiten der IAEO waren 
lange Zeit auf offen deklarierte Einrichtungen 
in den Vertragsländern beschränkt. Erst durch 
die Entdeckung des geheimen Waffenentwick-
lungsprogramms im Irak nach dem Golfkrieg 
von 1990/91 wurden die Safeguard-Rechte er-
weitert (so z.B. zur Durchführung von unan-
gemeldeten Inspektionen auch in nicht-dekla-
rierten Einrichtungen). Die Wirksamkeit im 
Sinne eines Frühwarnsystems für insgeheim 
betriebene Nuklearwaffenprogramme ist in den 
prominentesten Fällen (Iran, Nordkorea, Syrien) 
dennoch als äußerst gering einzustufen. Trotz 
allem sollte nicht vergessen werden, dass die 
IAEO-Safeguards durch Meldeverfahren für das 
Betreiben von Kernenergieprogrammen in einer 
Vielzahl von Staaten regelmäßig für Transparenz 
sorgen. Vor dem Hintergrund einer weltweiten 
„Renaissance“ der nuklearen Energiegewinnung 
dürfte dieser Aspekt des NVV-Regimes in na-
her Zukunft besonders an Relevanz gewin-
nen. Ferner ermöglicht der NVV (insbesonde-
re Artikel III) als Bezugspunkt überhaupt erst 
die Bezeichnung der abweichenden Fälle als 
„illegal“, „geheim“ oder „Vertragsbruch“. Im 
Laufe der Zeit entwickelte sich das Gebot zur 
friedlichen Nutzung von Kernenergie (Artikel 
IV) in Verbindung mit dem Safeguards-System 
der IAEO (Artikel III) zu einem Arbeitsbereich, 
der sich in übergeordneter Hinsicht mit der 
Einhaltung von NVV-Prinzipien befasst (Dunn 
2009; Thränert 2008).
2. Die Nuklearpolitik des Iran und Nordkoreas 
als Herausforderungen des NVV
Die Fälle Iran und Nordkorea sind mit Hinblick 
auf die anstehende Überprüfungskonferenz von 
besonderer Relevanz, da sie zwei Schwachpunkte 
des existierenden NVV-Regimes verdeutlichen: 
die anhaltende Missachtung von Protokollen 
der IAEO-Safeguards sowie der Umgang mit 
Staaten nach einem Vertragsaustritt. Beide Fra-
gestellungen haben einen ambivalenten Effekt 
auf künftige Aktivitäten des Nichtverbreitungs
regimes, da sie zu Anpassungen der Artikel III 
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(Safeguards) und X (Ausstiegsklausel) führen 
könnten. Obgleich sich abzeichnet, dass während 
der Überprüfungskonferenz weder die nord-
koreanische noch die iranische Nuklearpolitik 
direkt als Verhandlungsgegenstand auf der 
Agenda stehen werden, ist zu erwarten, dass 
diese beiden Fälle richtungsweisende Wirkung 
auf die Bemühungen um Reformen und um eine 
Stärkung der NVV-Kontrollmechanismen haben 
werden. 
2.1 Iran
Der Iran ist im Kontext des NVV als Mitgliedstaat 
der ersten Stunde (seit 1970) und aktiver Teil-
nehmer zu bezeichnen. So trat die iranische 
Regierung in der Vergangenheit wiederholt für 
die Schaffung einer nuklearwaffenfreien Zone im 
Mittleren Osten ein. Zugleich nährt das zivile, bis 
heute im Entwicklungs- und Forschungsstadium 
verbliebene Kernenergieprogramm des Iran be-
ständig die Befürchtung, dass es insgeheim 
zur Entwicklung von Atomwaffenkapazitäten 
genutzt wird. Die Entdeckung von sechs gro-
ßen Aufbereitungsanlagen und Forschungs-
einrichtungen im Jahre 1992 warf erste direkte 
Zweifel an der Einhaltung der NVV-Prinzipien 
durch Teheran auf, da den IAEO-Inspekteuren 
lediglich in einem sehr begrenzten Umfang und 
stark selektiv Zugang zu den Anlagen gewährt 
wurde; viele Militäranlagen blieben unerkundet. 
Die gegenwärtige Kontroverse geht vor allem auf 
das Jahr 2002 zurück, als bekannt wurde, dass 
die iranische Regierung meldepflichtige Anlagen 
zur Uran-Hochanreicherung (bei Natanz) sowie 
eine Produktionsstätte von Schwerem Wasser 
(in Arak) vor der IAEO geheim gehalten hat-
te. Umfangreichere Untersuchungen kamen 
zum Ergebnis, dass die IAEO aktiv und wis-
sentlich in die Irre geführt worden war. Da die 
Vermittlungsversuche durch die Gruppierung 
EU-3 (Deutschland, Frankreich, Großbritannien) 
und Russland keine Einigung erbrachten, be-
schloss der Aufsichtsrat der IAEO im Februar 
2006, den Fall an den UN-Sicherheitsrat zu 
delegieren (SIPRI 2009: 388). Inzwischen hat 
die IAEO dem Iran gegenüber eine Liste noch 
einzuhaltender Erklärungspflichten aufgestellt. 
Kommt Teheran diesen Forderungen nach, wäre 
dies aus Sicht der IAEO als vertrauensbildende 
Maßnahme zu bewerten. Auf dieser Grundlage 
könnte die Kontrollbehörde dann der internatio-
nalen Gemeinschaft gegenüber versichern, dass 
die Behauptung der iranischen Regierung, sie 
unterhalte Kernenergieanlagen für ausschließ-
lich friedliche Zwecke, vorläufig als glaubhaft 
gelten kann (Spies 2009). 
2.2 Nordkorea
Die Regierung in Pjöngjang trat dem NVV 
im Jahr 1985 auf Druck der Sowjetunion 
bei; die Unterzeichnung der Safeguards-Ver-
einbarungen erfolgte allerdings erst sieben 
Jahre später. Nachdem die IAEO-Inspektoren 
Unregelmäßigkeiten in den deklarierten Anlagen 
und Ungereimtheiten in den Dokumentationen 
der nordkoreanischen Seite festgestellt hatten, 
war die Beziehung zwischen Pjöngjang und dem 
NVV-Regime seit Beginn der 1990er Jahre pro-
blemgeladen. Die Lage spitzte sich im Oktober 
2002 erneut zu, als die US-Regierung der nord-
koreanischen Seite vorwarf, ein geheimes 
Programm zur Uranhochanreicherung zu un-
terhalten und somit diverse Vertragsbrüche be-
gangen zu haben. In der Folge trat Nordkorea 
Anfang 2003 aus dem NVV aus und erklärte 
sich zu einem Atomwaffenstaat. Zwei atomare 
Testzündungen (Oktober 2006 und Mai 2009) 
verliehen dieser Behauptung Nachdruck. Der 
nordkoreanische Fall kommt einem ideal-
typischen Szenario des „Breakout“ sehr na-
he und veranschaulicht eine denkbar dras-
tische Ausnutzung der Mitgliedschaft im 
Nichtverbreitungsregime: Es ist Teilnehmer-
staaten des NVV theoretisch möglich, sich un-
ter Berufung auf Artikel IV das technologische 
und infrastrukturelle Know-how zum Bau fort-
geschrittener Nuklearanlagen anzueignen. Ein 
nachfolgender Ausstieg, reglementiert durch 
Artikel X, und die anschließende Aufrüstung 
zu einem faktischen Atomwaffenstaat bleiben 
durch das NVV-Regime unbestraft. Im Gegensatz 
zum idealtypisch denkbaren verweisen im kon-
kreten Fall Nordkoreas jedoch viele Anzeichen 
darauf, dass nicht von einer rein militärischen 
Motivlage auszugehen ist. Das Betreiben eines 
Nuklearprogramms in Verbindung mit wie-
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derholt renitentem diplomatischen Verhalten 
stellt für die nordkoreanische Regierung ein 
„Faustpfand“ dar, das zur Selbstdarstellung in-
nerhalb der internationalen Staatengemeinschaft 
und zur Erzwingung von Verhandlungen über 
dringend benötigte Hilfsleistungen einge-
setzt wird (Solingen 2007: 118-139; SIPRI 2009: 
397-405). 
3. Ausblick auf die NVV-Überprüfungskonferenz 
2010: Was kann erwartet werden?
Der Ausgang der im vergangenen Mai abge-
schlossenen PrepCom-Gespräche wird von vie-
len Beobachtern als positiv bezeichnet. Diese 
optimistische Einschätzung ist in Relation zum 
stark durch Auseinandersetzungen geprägten 
Verlauf der letzten Überprüfungskonferenz im 
Jahr 2005 zu sehen. Während der PrepCom-
Gespräche 2004 verweigerten die USA und 
Frankreich der von Seiten des NVV-Sekretariats 
vorgeschlagenen Agenda ihre Zustimmung und 
lösten damit eine verfahrene diplomatische 
Dynamik aus. Diverse Delegationen began-
nen ihrerseits, bis dahin im Konsens getroffene 
Entscheidungen wieder in Frage zu stellen oder 
eine mögliche Konferenzagenda durch neue 
Forderungen zu überfrachten. Ein konkretes 
Programm konnte daher erst während der ei-
gentlichen Überprüfungskonferenz selbst nach 
langwierigen Verhandlungen entwickelt wer-
den. Dieses letzte NVV-Gipfeltreffen war von 
Streitigkeiten über Verfahrensabläufe geprägt. 
Der Schwerpunkt der einsetzenden Diskussion 
war deutlich zu weit gefasst und thematisierte 
das Spannungsfeld zwischen den Prinzipien der 
Nichtverbreitung und der nuklearen Abrüstung, 
so dass eine substanzielle Behandlung von mög-
lichen Reformmaßnahmen kaum möglich war. 
Während der PrepCom-Gespräche 2009 
hingegen bemühte sich die US-amerikanische 
Delegation darum, eine Wiederholung der 
Ereignisse zu vermeiden. Des Weiteren gelang 
es dem Vorsitzenden der Gespräche, Simbabwes 
UN-Botschafter Boniface Chidyausiku, die Ab-
schlussberichte aus dem Jahr 2005 auszuklam-
mern. Stattdessen dienten die Abschlussberichte 
der Überprüfungskonferenz 2000 als Grundlage 
für die Ausarbeitung von Empfehlungen. 
Dadurch wurde der damals verabschiedete 
„13 Schritte-Aktionsplan“ zur vollständigen 
Abrüstung wieder auf die Agenda gesetzt so-
wie eine direkte Verknüpfung zu den ambitio-
nierteren Vereinbarungen von 1995 hergestellt. 
Letzten Endes konnte der Vorsitzende 
auch dieses Mal keine Einigung auf einen 
Abschlussbericht erzielen, der einen konkre-
ten Katalog von Gesprächsgegenständen be-
nannt hätte. Dennoch trugen die PrepCom-
Sitzungen dazu bei, den beteiligten Parteien 
bestehende Problemfelder aufzuzeigen. Dass 
keine Liste vorformulierter Empfehlungen vor-
liegt, könnte sich unter Umständen auch als 
vorteilhaft erweisen: Die Arbeitsgruppen der 
Überprüfungskonferenz können flexibler vorge-
hen. Andererseits wird einzelnen Delegationen 
die Möglichkeit genommen, die Besprechung 
von bestimmten Themen durch bloße Berufung 
auf eine vorgefertigte Tagesordnung zu blockie-
ren (Johnson 2009).
Für die kommende Überprüfungskonferenz 
des NVV wirft der iranische Fall grundlegende 
Fragen hinsichtlich des Umgangs mit nicht-kon-
formen Teilnehmerstaaten auf. Hier tritt das 
bestehende Spannungsfeld zwischen Artikel III 
(Safeguards) und Artikel IV (friedliche Nutzung 
der Kernenergie) deutlich in Erscheinung. Im 
Zusammenspiel erzeugen beide Klauseln unwei-
gerlich eine Ambivalenz, da Artikel IV bestimmt, 
dass die Entwicklung nuklearer Infrastruktur 
weitestgehend ungehindert von den in Artikel 
III formulierten Einschränkungen stattfinden 
soll. Während der PrepCom-Gespräche im ver-
gangenen Mai reichte die sogenannte „Group of 
Non-Aligned States“ ein Richtlinienpapier ein, 
das zugunsten einer Stärkung der Safeguards-
Bestimmungen in Artikel III argumentiert, 
allerdings ausschließlich in Verbindung mit 
weitreichenden Garantien zur weiteren unein-
geschränkten Nutzung ziviler Atomenergie in 
Artikel IV (The Group of Non-Aligned States 
2009). Für eine deutliche Verknüpfung zwi-
schen diesen beiden Vertragsklauseln spre-
chen sich u.a. auch die Delegationen der 
EU und Südkoreas aus. Beide Parteien beto-
nen, dass die künftige Funktionstüchtigkeit 
des NVV eine konkrete Aufwertung von 
Überwachungsprotokollen sowie die Formu-
lierung von Sanktionsmechanismen voraussetzt 
(Johnson 2009).
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Wie im Fall des Iran ist auch für den Umgang 
mit der Nuklearpolitik Nordkoreas das oben 
beschriebene Spannungsfeld zwischen Artikel 
III und IV von Relevanz. Aus der Perspektive 
des NVV-Regimes stellt Nordkorea darü-
ber hinaus aufgrund seines Vertragsaustritts 
von 2003 ein Novum dar. Dies unterstreicht 
den Handlungsbedarf in Bezug auf Artikel 
X. In diesem Zusammenhang reichte die EU-
Delegation während der PrepCom-Gespräche 
ein Richtlinienpapier zur Verschärfung der 
Konsequenzen im Falle eines Austritts ein. 
Darin wird angeregt, in der Folge nicht nur 
die komplette Demontage aller Kernanlagen 
im Austrittsland vorzusehen, sondern auch 
ein Exportverbot nuklearer Materialen in ei-
nen solchen Staat. Damit greift das EU-Papier 
eine Diskussion auf, die eine eventuelle 
Funktionserweiterung des UN-Sicherheitsrats 
beinhaltet, nämlich über die Angemessenheit 
der Begründung eines Austritts aus dem NVV 
zu befinden. Wäre diese Angemessenheit laut 
Sicherheitsratsbeschluss nicht gegeben, wäre 
es denkbar, Mechanismen zu formulieren, die 
sowohl eine anhaltende Überwachung von ur-
sprünglich gegenüber der IAEO deklarierten 
Anlagen als auch Sanktionsmaßnahmen in Form 
von Einfuhrstopps nach sich ziehen würden 
(Dunn 2009: 165-167).
4. Fazit
Der diplomatische Umgang mit den beiden pro-
minentesten mutmaßlichen Abweichlern vom in-
ternationalen Gebot nuklearer Nichtverbreitung 
und Abrüstung wird auch in absehbarer 
Zukunft von den diplomatischen Bemühungen 
außerhalb des NVV-Regimes abhängen. Eine 
Gruppe von insgesamt sechs Staaten (EU-3 
plus Russland, USA und VR China) ist inzwischen 
zum wichtigsten Verhandlungsführer in Fragen 
der Nuklearpolitik gegenüber der iranischen 
Regierung avanciert, während sich Nordkorea 
im Rahmen der Sechsparteiengespräche mit 
Japan, Russland, Südkorea, den USA und der 
VR China auseinandersetzt. Die Verhandlungen 
beider Gruppen sind von ständigen Gesprächs-
stopps und Stagnationsphasen geprägt. Zuwei-
len ist die Uneinigkeit nicht mit den beiden 
„Abweichlerländern“ des NVV, Iran und 
Nordkorea, sondern innerhalb der mit ihnen 
verhandelnden Gruppierungen ausschlagge-
bend für das Fehlen einer koordinierten 
Vorgehensweise. 
Der NVV und die IAEO als das ausfüh-
rende Organ sind sicherlich nicht die ein-
zigen Alternativen für die Ausarbeitung und 
Durchsetzung eines nachhaltigen Prozesses 
zur Auflösung der beiden Fälle von Nicht-
Befolgung. Vor dem Hintergrund des nega-
tiven Konferenzausgangs von 005 schien es 
zunächst, als könne der NVV keine Impulse für 
ein multilaterales Regime zur Kontrolle nukle-
arer Proliferation und Aufrüstung mehr ent-
wickeln. Doch mit den PrepCom-Gesprächen 
2009 ist zumindest vorläufig eine Dynamik 
in Gang gesetzt, die Grund für vorsichtigen 
Optimismus gibt. Letzten Endes bleibt zwar 
die Überprüfungskonferenz im nächsten Jahr 
selbst abzuwarten, aber es ist schon jetzt zu 
konstatieren, dass die beiden international 
debattierten Fälle Iran und Nordkorea die 
Schwachstellen im Vertragsgefüge aufzeigen 
und somit entscheidend dazu beitragen werden, 
dass auf dem Weg zu einer Stärkung des NVV 
als Überwachungsregime für nicht-konforme 
Teilnehmerstaaten konkrete Problemfelder er-
kannt und bearbeitet werden können.
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